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Berlin B. Februar 1990 57. Jahrgang 

Reform der Wirtschaftsordnung in der DDR 
und die Aufgaben der Bundesrepublik 

Stellungnahme einer deutsch-deutschen Arbeitsgruppe 

Wirtschaftswissenschaftler aus der DDR und dem DIW haben um die Jahreswende 1989/90 in mehreren 

Sitzungen Aspekte der wirtschaftlichen Erneuerung in der DDR erörtert. Im Vordergrund standen Pro-

bleme der Einführung der Konvertibilität der Mark der DDR und die Frage, wie die Bundesrepublik und 

andere westliche Industrieländer den Reformprozeß in der DDR fördern und unterstützen können'. 

Einführung 

Wegen der Unsicherheiten der künftigen Entwicklung 

in der DDR und in ganz Osteuropa müssen Prämissen 

über die politische Entwicklung gesetzt werden. Diese 

Annahmen entziehen sich einer wissenschaftlichen Be-

gründung, sie bilden aber den notwendigen Rahmen für 
eine ökonomische Stellungnahme. Im einzelnen geht 

dieser Bericht von zwei Prämissen aus: 

1. Zu einer Vereinigung der beiden deutschen Staaten 

kommt es in dem Zeitraum, in dem eine Wirtschaftsre-

form in der DDR durchgeführt wird, nicht. Das schließt 

eine weitreichende Kooperation bis hin zu einer konfö-

derativen Struktur nicht aus. 

2. Während des Aufholprozesses der Wirtschaft in der 

DDR wird es zwei deutsche Währungen geben: die 

von der Deutschen Bundesbank emittierte Deutsche 

Mark (D-Mark oder DM) und die von der Staatsbank 

der DDR ausgegebene Mark der DDR (Mark oder M). 

Vor einem in der Öffentlichkeit weit verbreiteten Mißver-

ständnis muß allerdings gewarnt werden: Auch eine ra-

sche politische Vereinigung oder eine Währungsunion 

der beiden deutschen Staaten würde die wirtschaftlichen 

Probleme nicht ändern. Das reale Wohlstandsgefälle, das 

den Kern der äußerst schwierigen wirtschaftlichen Situa-

tion der DDR ausmacht, wird auch dann zunächst be-

stehen bleiben. 

Enormer Zeitdruck 

Die DDR hat in der Phase des Übergangs ein zentrales 

Problem, das ihre Situation in politischer Hinsicht von 

allen historischen Vergleichssituationen, etwa den deut-

schen Währungsreformen in den Jahren 1923 und 1948 

oder der Situation eines aufholenden Entwicklungs-

landes, unterscheidet. Aufholprozesse vollziehen sich 

normalerweise unter der Bedingung, daß Arbeit national 

äußerst mobil, international aber immobil ist. Arbeit in der 

DDR ist jedoch wegen des besonderen Verhältnisses zur 

Bundesrepublik über die Grenze hinweg hochmobil. Des-

1 An Sitzungen dieser Gruppe nahmen teil — aus Ost-Berlin: 
Prof. Dr. Hans-Joachim Dubrowsky (Hochschule für Ökonomie), 
Prof. Gerhard Fröhlich (Institut für Unternehmensführung), Prof. 
Dr. Hans-Joachim Höhme (Institut für internationale Politik und 
Wirtschaft der DDR) — vom Deutschen Institut für Wirtschaftsfor-
schung, West-Berlin: Dr. Doris Cornelsen, Dr. Heiner Flassbeck, 
Michael Kohlhaas, Dr. Reinhard Pohl, Eirik Svindland, Dr. Man-
fred Teschner, Dr. Dieter Vesper. Prof. Dr. Lutz Hoffmann vom 
DIW hat mit einem Papier über die ökonomischen Konse-
quenzen einer Vereinigung der beiden deutschen Staaten zu 
dem Bericht beigetragen. 
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wegen waren die Veränderungen bisher schon so drama-

tisch. Deswegen hat die DDR für eine radikale Reform der 
Wirtschaft sehr wenig Zeit. 

Auch für den einzuschlagenden Weg gibt es nicht viele 

Optionen. Nur eine Wirtschaftsreform, die den Menschen 

in der DDR schon ganz kurzfristig die Vision eines bes-

seren Lebens vermittelt, kann sie zum Bleiben veran-

lassen. Nach allen Erfahrungen kann das nur ein über-

zeugendes marktwirtschaftliches Konzept leisten. Gleich-

wohl zeigt die Erfahrung auch, daß eine rasche 

Umsetzung dieses Konzepts kurzfristig erhebliche soziale 

Härten mit sich bringen kann. Auch dies, so wird von 

vielen argumentiert, verstärke den Abwanderungsdruck. 

Dennoch gibt es zu dieser Politik keine Alternative, die 

unter demokratischen Bedingungen eine fortgesetzte Ab-

wanderung verhindern könnte. 

Die DDR droht schon jetzt in einen Teufelskreis aus Ab-

wanderung, Lähmung des wirtschaftlichen, geistig-kultu-

rellen und sozialen Lebens und erneuter Abwanderung zu 

geraten, der nicht nur ihre künftigen Möglichkeiten, wirt-

schaftlich aufzuholen, zunichte macht, sondern auch die 

Bundesrepublik erheblich belastet. Nur die rasche Um-
setzung eines überzeugenden und „ausgewiesenen" ord-

nungspolitischen Konzepts gibt den Menschen in der 

DDR die Perspektive, daß Aufholen möglich ist, und kann 

viele Auswanderungswillige zum Bleiben bewegen. Denn 

einmal gibt es außerhalb des wirtschaftlichen Bereichs 

Bindungen, die man nicht leicht aufgibt, und zum an-
deren sind die Chancen für die Mehrzahl der Bürger, ihre 

Lebensumstände zu verbessern und persönlichen Erfolg 

zu haben, in einem aufholenden Land sehr groß. 

So spricht vieles gegen Gradualismus und vieles für 

eine schnelle und durchgreifende Reform. Allerdings darf 

man die Befürchtungen und Sorgen großer Teile der Be-

völkerung, die mit dem Gedanken an eine solche Reform 

verbunden sind, nicht übersehen. Wirtschaftliches Ver-

halten in einer Marktwirtschaft und die spezifischen An-

forderungen, die ein solches System an Unternehmer und 

Arbeitnehmer stellt, sind in der DDR weitgehend unbe-

kannt und ideologisch vorbelastet. Hier ist einerseits poli-

tische Überzeugungsarbeit zu leisten, andererseits sind 

die mit dem Übergang zur Marktwirtschaft unweigerlich 

verbundenen Risiken auszusprechen und Möglichkeiten 

ihrer sozialen Abfederung zu erörtern. Schließlich wird es 

entscheidend sein, daß die Bürger bereit sind, die Lasten 

in der — kurzfristig kaum zu vermeidenden — ,Talsohle" 

zu tragen und daß die wohlhabenderen Nachbarstaaten 

und insbesondere die Bundesrepublik bereit sind, mit 
großzügiger Unterstützung diese Talsohle so kurz wie 

möglich zu machen. 

Die wichtigsten Elemente der Reform 

Zentrale Voraussetzung für die Effizienz marktwirt-

schaftlich organisierter Prozesse ist das weitgehend rei-

bungslose Ineinandergreifen der Entscheidungen sehr 

vieler unterschiedlicher Wirtschaftssubjekte. Dieses In-

einandergreifen wird von dem System der relativen Preise 

auf den Güter-, Kapital- und Arbeitsmärkten gesteuert. Es 

ist also noch mehr die Effizienz der Interaktion der Unter-

nehmen als die Effizienz des einzelnen Unternehmens 

oder Arbeitnehmers, die marktwirtschaftliche Systeme er-

folgreich macht. Diese Erkenntnis wird allzu oft bei dem 

Denken vergessen, das man als „ Kooperationsillusion" 

bezeichnen könnte, der Vorstellung nämlich, es müßten 

nur genügend Betriebe in der DDR mit westlichen Part-

nern kooperieren, um die Wirtschaft der DDR effizienter 

zu machen. Ohne ein auf allen Ebenen funktionierendes 

Preissystem und internationalen Wettbewerb versandet 

aber der Erfolg solcher Kooperation; die „verlängerte 

Werkbank" zahlt sich allenfalls für den westlichen Partner 

aus, der die billigen Arbeitskräfte der DDR mit modernem 

westlichen Kapital kombiniert. 

Leitend für die politischen Entscheidungen zur Reform 

der Wirtschaft in der DDR muß daher der Gedanke an die 

Interdependenz der Prozesse und die Simultaneität 

marktwirtschaftlicher Lösungen sein. Das heißt, die wich-

tigsten Schritte müssen nicht nur schnell, sondern auch 

gleichzeitig getan werden, weil sonst immer wieder un-

überwindbare Vorleistungs- und Kooperationshürden für 

diejenigen auftauchen, die ein größeres und besseres 

Güterangebot produzieren wollen. 

Unter diesen Vorbedingungen lassen sich fünf Kernbe-

reiche identifizieren, deren Strukturen gleichzeitig, rasch 
und vollständig umgestaltet werden müssen. Ziel ist es, 

die Entscheidungsprozesse zu dezentralisieren und zu 

deregulieren: 

Freigabe der Preisbildung 

Den Unternehmen, ganz gleich welcher Rechts- und 

Besitzform sie derzeit zuzuordnen sind, wird freige-

stellt, ihre Preise zu kalkulieren2, und der Staat ver-

zichtet grundsätzlich auf die Subventionierung und 

Besteuerung einzelner Güter, die über einen umwelt-

politisch oder energiepolitisch erwünschten Alloka 

tions(Einspar-)effekt hinausgehen. Die Freigabe der 

Preisbildung kann nur unter Wettbewerbsbedin-

gungen erfolgreich sein. Da die Schaffung von Wett-

bewerbsstrukturen Zeit braucht, kann nur die Öffnung 

der DDR für den Weltmarkt den notwendigen Wettbe-

werbsdruck erzeugen. 

Einkommens- und sozialpolitische Flankierung der 

Preisfreigabe 

Die mit dem Subventionsabbau freiwerdenden Mittel 

bleiben gebunden, um einen sozialen Ausgleich in 
Form von direkten Transfers an bedürftige Bevölke-

rungsgruppen zu ermöglichen. Die soziale Flankie-

rung geschieht im Rahmen eines konsequenten Über-

gangs von der Objekt- zur Subjektförderung. Insbe-

sondere Rentner bedürfen zusätzlicher Hilfen, da das 

2 Das schließt eine gewisse Preisbindung bei einzelnen Gü-
tern und Dienstleistungen (z.B. Mieten) nicht aus. 
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Verbraucherpreisniveau im Zuge der Preisfreigabe 

steigen wird. Dieser Einmaleffekt ist jedoch unum-

gänglich und auch notwendig, um die „zurückge-

staute Inflation" in der DDR zu beseitigen und um zu 
realistischen — den tatsächlichen Knappheiten ent-

sprechenden — Preisen zu kommen. Damit aus dem 

zu erwartenden einmaligen Preisschub keine dauer-

hafte Inflationsbeschleunigung, d.h. eine Preis-

Lohn-Spirale, entsteht, ist eine einkommenspolitische 

Flankierung des Prozesses erforderlich. 

Freigabe des Lohnfindungsprozesses im Hinblick auf 

die Qualifikation der Arbeitnehmer und Freisetzungs-

regelungen 

Um die Lohnstruktur leistungsgerechter zu gestalten 

und die sozialen Spannungen zu vermindern, er-

scheint es als denkbar, im Prinzip jedem Arbeit-
nehmer bei gegebener Leistung seinen derzeitigen 

Lohn als Mindestlohn auf seinem jeweiligen Arbeits-
platz zu garantieren. Unumgänglich ist aber im übri-

gen eine Differenzierung der Löhne nach Qualifika-

tion. Darüber hinaus muß es den Betrieben ermöglicht 

werden, sich von einzelnen Arbeitnehmern zu trennen 

und andere anzuwerben. 

Allgemeine Arbeitslosigkeit braucht in der DDR trotz 

der zu erwartenden Erschließung von Produktivitätsre-
serven kein anhaltendes Problem zu sein, da auch die 

Wachstumsvoraussetzungen (hohe potentielle Güter-

nachfrage) sehr gut sind. im Verlauf des notwendigen 

strukturellen Anpassungsprozesses müssen viele 
Menschen ihren alten Arbeitsplatz aufgeben und eine 

neue Beschäftigung suchen. Aus den Erfahrungen 

westlicher Marktwirtschaften erwachsen Befürch-

tungen, daß hierbei fortdauernde Arbeitslosigkeit er-

heblichen Ausmaßes entstehen könnte. Angesichts 

eines allgemeinen Arbeitskräftemangels und eines 

hohen Qualifikationsniveaus ist aber damit zu 
rechnen, daß Arbeitslosigkeit nur kurzfristig hinge-
nommen werden muß. 

Die Absicherung gegen Arbeitslosigkeit sollte auf 

jeden Fall von den Betrieben auf den Staat bzw. auf 
eine Versicherung verlagert werden. Diese hat au-

ßerdem die Aufgabe, Weiterqualifizierungsmaß-

nahmen zu finanzieren und Arbeitskräfte zu vermit-
teln. 

— Beseitigung rechtlicher Hindernisse für den Erwerb 

und die Schaffung von langfristigen Kapitalanlagen 

Generell geht es darum, Kompetenz und Haftung für 

betriebswirtschaftliche Entscheidungen vom Staat auf 
die Wirtschaftseinheiten zu verlagern. Dazu bedarf es 

sowohl der Beseitigung rechtlicher Hindernisse bei 
der Gründung privater Unternehmen als auch der Zu-

lassung juristischer Personen, an deren Grundkapital 
Private Anteile halten können. Insbesondere in den 

Dienstleistungsbereichen (Tourismus etwa) wird allein 

die Schaffung der juristischen Voraussetzungen einen 
Angebotsschub zur Folge haben. 

Steuerreform 

Das Steuersystem sollte einfach und leistungsgerecht 

sein. Steuerliche Diskriminierungen bestimmter Tätig-
keiten sind ebenso zu beseitigen wie die z.T. extreme 

Progression der Tarife. Durch die Einführung einer 

Mehrwertsteuer etwa in Höhe des europäischen 

Durchschnitts, einer Körperschaftsteuer mit Anrech-

nungsverfahren und einer linear-progressiven Ein-

kommensteuer mit Grenzsteuersätzen, die denen der 

wichtigsten Nachbarstaaten nahekommen, könnte ein 

einfaches und überschaubares Steuersystem ge-
schaffen werden. 

Geld, Kredit und Währung 

Gleichzeitig mit all diesen Schritten muß mit Reformen 

des Geld- und Kreditwesens begonnen werden: Das Ban-
kensystem, bisher ausführendes Organ der Regierung, 

muß grundlegend erneuert werden, damit es marktwirt-

schaftliche Funktionen übernehmen kann. Die Kreditinsti-
tute, inländische sowie Filialen auswärtiger Institute, 

sollten — im Rahmen der globalen geldpolitischen und 

bankaufsichtsrechtlichen Restriktionen — selbständig 

und im Wettbewerb miteinander Einlagen aufnehmen und 

Kredite gewähren dürfen. Sie müssen selbständig den 

Zahlungsverkehr nicht nur zwischen Inländern, sondern 

auch mit Ausländern abwickeln. Außerdem sollte ein effi-
zienter Markt für festverzinsliche Wertpapiere und für Be-

teiligungsrechte geschaffen werden. Pari passu müssen 

die in der Bundesrepublik liegenden Hindernisse für den 

Zahlungs-, Leistungs- und Kapitalverkehr mit der DDR be-

seitigt werden3. 

Die Staatsbank beschränkt sich auf die Geld- und Wäh-

rungspolitik. Sie muß von Weisungen der Regierung un-

abhängig sein, und sie muß sich verpflichten, die Wäh-

rung zu sichern und monetär ein befriedigendes Wirt-

schaftswachstum zu ermöglichen. Diese Aufgabe ist nicht 

leicht zu erfüllen. Einerseits können die Wirtschaftsre-
formen nur erfolgreich sein, wenn die Bürger der DDR 

und die ausländischen potentiellen Investoren Vertrauen 

zum Wert der DDR-Mark gewinnen; die Staatsbank muß 

also auch von ihrer Seite aus alles tun, um das Entstehen 

einer inflatorischen Preis-Lohn-Abwertungs-Spirale zu 

verhindern. Dies läuft auf eine Politik des knappen 

Geldes hinaus. Andererseits muß sie dem von den Re-

formen erhofften kräftigen und nachhaltigen Wirtschafts-

wachstum genügend Raum geben. Dies erfordert eine 

angemessene Ausweitung ihres Geldangebots, eine 

Geldmengenexpansion, die in den kommenden Jahren 

3 Diese Hemmnisse bestehen in Devisenbewirtschaftungsge-
setzen der Alliierten sowie in der Aufrechterhaltung des , Verbots-
prinzips mit Erlaubnisvorbehalt'; aber: „durch den Erlaß Allge-
meiner Genehmigungen (können) die bestehenden Verbote ganz 
oder teilweise beseitigt werden .." (Deutsche Bundesbank, Mo-
natsbericht für den Januar 1990, S. 19). 
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während der Aufholperiode in der DDR weitaus stärker 

sein müßte als in der Bundesrepublik. 

Bevor man mit dieser Politik beginnen kann, muß erst 

einmal eine Hypothek abgetragen werden. Ende 1988 

verfügten die privaten Haushalte in der DDR über liquide 

Bestände (Bargeld und täglich fällige Spareinlagen) von 
rd. 168 Mrd. M. Deren Relation zu den Nettogeldein-

nahmen von 163 Mrd. M im Jahre 1988 war mit 1,03 deut-

lich höher als die entsprechende Relation in der Bundes-

republik (0,6)4. 

Dieser Geldüberhang erfordert aber noch keine Wäh-

rungsreform, d.h. die Ausgabe einer neuen Geldeinheit 

bei zwar zunächst konstanten Preisen und Kosten, aber 

reduzierten Geldforderungen und -verbindlichkeiten — 

wie es im Juni 1948 in Westdeutschland wegen der gewal-

tigen zurückgestauten Inflation unumgänglich war. Eine 

Währungsreform ist ein gravierender Einschnitt in die Le-

bensverhältnisse der Bürger: Wer in Geld gespart hat, 

wird dafür bestraft, während derjenige belohnt wird, der 
sich verschuldet und dafür konsumiert oder Sachwerte er-

worben hat. Deshalb ist eine andere Lösung vorzuziehen: 

die Bindung des liquiden Geldvermögens durch den Ver-
kauf von staatlichem Vermögen und von anderen real-

wertgesicherten Anlagen. Mit dem Erlös könnte der Staat 

seine Schulden bei der Staatsbank abtragen; diese müßte 

das Geld stillegen. 

Aber auch nach der Beseitigung des Geldüberhangs 
bleibt es schwierig, die Währung zu sichern. Häufig wird 

die Freigabe des Wechselkurses der Mark als die einzig 

marktgerechte und zugleich sicherste Lösung ange-

sehen: Die Staatsbank behielte den Geldumlauf im Griff, 
und sie könnte zugleich bei voller Konvertibilität Zah-

lungsbilanzkrisen (drastische Schrumpfung der amtli-

chen Devisenreserven) vermeiden, da über den freien 

Wechselkurs die zunächst starke Nachfrage nach De-
visen, zum Beispiel nach D-Mark, mit dem knappen Devi-

senangebot in Übereinstimmung gebracht würde. 

Dieser Vorschlag wäre allenfalls dann vertretbar, wenn 

der Wechselkurs jederzeit den Kaufkraftparitäten ent-

spräche. Tatsächlich aber kommt es — wie das Beispiel 

des US-Dollars zeigt — immer wieder zu einem beträchtli-
chen und anhaltenden Überschießen des Wechselkurses 

in beiden Richtungen. Für ein sehr großes Land mit 
kleinem Anteil der Außenwirtschaft wie die USA mag dies 

noch zu „verkraften" sein. Doch für die DDR, ein kleines 

Land mit potentiell großem Außenwirtschaftsanteil, das 

erst auf der Suche nach den „ richtigen", auch weltmarkt-

gerechten Kosten und Preisen ist, müßte diese Lösung 

lähmend wirken. Wegen des engen Zusammenhangs der 

Auslandsmärkte mit den Inlandsmärkten würden sich die 

Bewegungen des Wechselkurses über die Export- und 

die Importpreise bald auf die inländischen Kosten und 
Preise übertragen. Da die Schwankungen des Wechsel-

kurses nicht die Änderungen der preislichen Wettbe-

werbsposition des Landes reflektieren, stellen die Ande-

rungen des Wechselkurses und die dadurch induzierten 

Änderungen der Inlandspreise keine zuverlässigen Sig-

nale, sondern eine Desorientierung für die Verbraucher 

und die Unternehmen dar, was einem Land, das mit 

seinem Preissystem ohnehin erhebliche Schwierigkeiten 

hat, zusätzliche Probleme aufbürdet. 

Für die DDR bietet sich deshalb ein fester (amtlich fi-

xierter) Wechselkurs an, der freilich im Notfall geändert 

werden muß. Mit der Kopplung an die D-Mark nähme die 

Mark währungspolitisch eine ähnliche Position ein wie 

der österreichische Schilling, aber auch wie die Wäh-

rungen der am Wechselkursmechanismus des Europäi-

schen Währungssystems teilnehmenden Länder, zu 

denen hinsichtlich der Produktivität und des Lebensstan-

dards so unterschiedliche Länder wie die Niederlande 

und Portugal gehören. 

Die DDR hat zur Modernisierung der Wirtschaft und für 

den Reiseverkehr sowie zur Bedienung der Schulden ge-

genüber westlichen Ländern insgesamt einen gewaltigen 

Devisenbedarf. Er wird auf Jahre hinaus nicht durch Devi-

seneinnahmen aus Exporten der DDR zu decken sein. 
Deshalb wird von vielen empfohlen, die Konvertibilität der 

Mark nur behutsam einzuführen und die Devisenbewirt-

schaftung nur in kleineren Schritten zu lockern. 

Tatsächlich sollte die Konvertibilität jedoch nicht die 

Krönung, sondern das Vehikel zu einer erfolgreichen Wirt-

schaftsreform und damit der notwendigen Devisenerwirt-
schaftung der DDR sein. Denn grundsätzlich gilt: 

Die Ausländerkonvertibilität ermöglicht der DDR die 

Kapitalimporte (Direktinvestitionen, Darlehen), die 
zum Aufbau der Wirtschaft, und das heißt auch der 

Exportwirtschaft, unentbehrlich sind. 

Nur die weitgehende Inländerkonvertibilität sichert 

den Unternehmen das Recht, darüber zu ent-

scheiden, welche Vorleistungen (Waren und Dienste) 

für den Aufbau, die Modernisierung und die Weiter-

führung ihrer Betriebe am besten geeignet und wo sie 
am billigsten zu beziehen sind. 

Die weitgehende Inländerkonvertibilität führt überdies 

auch insoweit zu einer Steigerung der Produktivität 

der DDR-Wirtschaft, als der internationale Wettbewerb 

die inländischen Anbieter von Gütern — auch der Kon-

sumgüter — dazu zwingt, mehr und effizientere Lei-

stungen zu erbringen. 

Keine Devisenbewirtschaftungsbehörde ist kompetent 

genug, darüber zu entscheiden, welche der von inlän-

4 Ende 1988 betrugen die Bestände der privaten Haushalte an 
Bargeld, Sichteinlagen, Termingeldern mit einer Laufzeit unter 
drei Monaten sowie Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungs-
frist schätzungsweise 800 Mrd. M, bei einem verfügbaren Ein-
kommen vom 1 300 Mrd. M. Die gesamte Ersparnis ist in der 
Bundesrepublik erheblich größer als in der DDR: Die Sparquote 
(Ersparnis in vH des verfügbaren Einkommens) lag dort z.B. bei 
12,5 vH, während sie in der DDR nur 6 vH betrug. In der Bundes-
republik wird allerdings ein erheblicher Teil in Wertpapieren an-
gelegt; diese Möglichkeit gibt es in der DDR nicht. 
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schen Unternehmen gestellten Anträge auf Devisenzutei-

lung vor anderen Anträgen Priorität haben. 

Unter den Bedingungen einer Devisenbewirtschaftung 

ist es ein probates Kriterium für die Zuteilung von De-
visen, daß man den Unternehmen, welche mit ihren Ex-

porten die so dringend benötigten Devisen erwirt-

schaften, auch das Recht einräumt, einen Teil ihrer De-

visen entweder selber für Einfuhren zu verwenden oder 

diese auf einem Auktionsmarkt anderen Unternehmen 

anzubieten. Diese Regelung, die in vielen Ländern prakti-
ziert wird, ist nicht nur ungerecht, sondern auch ökono-

misch unproduktiv: Da die Devisennachfrage in der Regel 

größer sein dürfte als das Angebot, wird der Devisenkurs 

auf dem Auktionsmarkt höher sein als der amtlich fixierte. 

Dies bedeutete zum Beispiel, daß die Vorlieferanten der 

Exportfirmen für ihre außerhalb der Kontingente lie-

genden Einfuhren sehr viel mehr in Mark aufbringen 

müßten als die Exportfirmen selbst, obwohl beispiels-

weise deren Vorlieferanten mit einer hohen Produktivität 

überhaupt erst die Voraussetzung für die Devisenein-
nahmen der Exportfirmen geschaffen haben können und 

hierfür einen sehr viel dringenderen Importbedarf hätten 

als die Exportfirmen. Dies bewirkte eine Verzerrung der 

Kostenstruktur, wäre also, gesamtwirtschaftlich gesehen, 

unproduktiv. 

Grundsätzlich sind Einfuhrkontingente mit der Markt-

wirtschaft nicht vereinbar: Häufig erhält nicht derjenige 

die Devisen zugeteilt, der sie am produktivsten braucht, 
sondern derjenige, der zuerst da war oder die besten Be-

ziehungen hat oder die höchsten Bestechungsgelder 

zahlt. Trotzdem wird man damit rechnen müssen, daß es 
auch bei einer konsequenten Einführung der Marktwirt-

schaft in der DDR für einige Zeit Beschränkungen zumin-

dest der Inländerkonvertibilität (Maßnahmen gegen Kapi-
talflucht, Kontingente für „ Luxuswaren", Devisenfonds für 

Reisen) geben wird. 

Ob die Konvertibilität i,weitgehend" eingeführt wird 
oder ob die Devisenbewirtschaftung für Inländer „weitge-

hend" bleiben wird, hängt von der Verfügbarkeit über De-
visen und von der Wahl des Wechselkurses der Mark der 

DDR ab. 

Entschiede sich die DDR für einen hohen Wechselkurs 

der Mark zur D-Mark, z. B. von 1 : 1, dann geriete sie ohne 

Devisenbewirtschaftung und ohne Subventionierung der 

Exportbetriebe in eine Zahlungsbilanzkrise. Die Nach-

frage nach Devisen für moderne Investitionsgüter, für 

Reisen und jetzt erschwinglich gewordene Konsumgüter 

würde rapide zunehmen, während der Devisenzustrom 

rasch eingedämmt würde, da die Exportwirtschaft nicht 

mehr wettbewerbsfähig wäre. Die Mark geriete auf dem 

Devisenmarkt, insbesondere auf dem Schwarzmarkt, 

unter Abwertungsdruck: Wegen der Erwartung einer bal-

digen Abwertung der Mark würden Kapitalimporte aus-

bleiben, und es würde eine Kapitalflucht (Hortung von D-

Mark und Anlage bei westdeutschen Banken) geben. 

Die Konsequenzen wären wahrscheinlich: Erstens eine 

Mark-Abwertung, die wegen der damit befürchteten Preis-

erhöhung wahrscheinlich unzureichend bliebe und wei-

tere Abwertungen nach sich ziehen würde. Zweitens eine 

Verschärfung der Devisenbewirtschaftung. Drittens zahl-

lose Umgehungen der Vorschriften, die man heute nicht 

mehr „kriminalisieren" und mit Kontrollen verhindern 

könnte. Viertens die — voraussichtlich zur Dauereinrich-

tung werdende — Subventionierung der Exportwirtschaft. 

Wählte die DDR dagegen einen sehr niedrigen Mark-

Kurs, z. B. von 5 M : 1 DM, so könnte sie weitgehend ohne 

Devisenbewirtschaftung auskommen und sich allenfalls 

darauf beschränken, im Sinne der oben genannten Be-

schränkungen der Inländerkonvertibilität etwas „Sand ins 

Getriebe" des Reise- und des Kapitalverkehrs zu streuen. 

Bei diesem Kurs blieben viele Exportunternehmen und 

ihre Vorlieferanten auf den Weltmärkten wettbewerbs-

fähig, so daß auf ihre Subventionierung verzichtet werden 

könnte. Ferner brauchte zur Schonung der amtlichen 

Währungsreserven nicht auf Kontingente zurückgegriffen 
zu werden, da es jetzt der höhere Einfuhrpreis wäre, der 

die Nachfrage nach Devisen zurückdrängen würde. 

Dieser Weg der Eindämmung der Devisennachfrage ist 

jedenfalls sehr viel effizienter als die mehr oder minder 

willkürliche Zuteilung von Devisen im Rahmen von Kon-

tingenten. Hinzu käme, daß die Kapitaleinfuhr gefördert 

und die Kapitalflucht gebremst wird, wenn der Mark-Kurs 

niedrig ist. Denn je rascher die Devisenproduktivität der 

DDR mit einem niedrigen Mark-Kurs gesteigert werden 
könnte, desto eher würden sich auch Erwartungen auf 

eine Aufwertung der Mark einstellen. Dadurch würden 

Gewinne im realen Austauschverhältnis (Terms of Trade) 
erzielt, die Realeinkommenssteigerungen der Beschäf-

tigten möglich machen. 

Gegen die Wahl eines niedrigen Mark-Kurses wird ein-

gewendet werden, daß sich ein „Ausverkauf" der DDR 

vollziehen könnte und durch die drastische Verteuerung 

der Einfuhren und der Auslandsreisen der nach der Preis-

freigabe ohnehin zu erwartende inländische Preisanstieg 
einen beträchtlichen zusätzlichen Schub erhielte. Hinzu 

kommt, daß ein Kursverhältnis von 5:1 es dem Normalver-

diener in der DDR kaum noch lohnend und realisierbar 

macht, einen Teil des Einkommens für einen Umtausch in 

D-Mark und deren Verwendung für die Erfüllung von Rei-

sewünschen oder für den Kauf technischer Konsumgüter 

im Westen anzusparen. Diese Argumente sind sehr ernst 

zu nehmen. Richtig ist aber auch: Nur zu einem Kurs, der 
die Wettbewerbsfähigkeit der DDR garantiert, werden die 

gewünschten und notwendigen Kapitalimporte zustande-

kommen. Und: Auch Einfuhrkontingente und Devisen-
fonds für Auslandsreisen, wie sie bei einem hohen Mark-

Kurs wohl unvermeidlich wären, bewirken einen Preis-

schub, da sie ja nichts anderes sind als eine preistrei-

bende Verknappung des Güterangebots.. 

Letztlich muß man sich bei Abwägung aller Vorteile und 

Nachteile für einen Mark-Kurs innerhalb der genannten 
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Spanne entscheiden, in der Hoffnung, die Risiken zu mi-

nimieren, die in den beiden „ Extremfällen" enthalten 

sind. Je eher dieser Kurs die Wettbewerbsfähigkeit der 

DDR sichert, um so geringer wird der Interventionsbedarf 

der Zentralbanken sein. Bei Konvertibilität lassen sich auf 

jeden Fall gespaltene Kurse nicht aufrechterhalten. 

Der Beitrag der Bundesrepublik 

Unter der Voraussetzung der Eigenstaatlichkeit der 

DDR besteht der wichtigste Beitrag der Bundesrepublik 

darin, den Übergangsprozeß zu einer anderen Wirt-

schaftsordnung sozialpolitisch zu flankieren und im Be-

reich öffentlicher Güter (Umweltschutz, Verkehr, Infra-

struktur), die komplementär zur Produktionssteigerung 

bei privaten Gütern bereitgestellt werden müssen, direkt 

zu helfen. 

Falls die Grundentscheidungen hinsichtlich der künf-
tigen Wirtschaftsordnung im Sinne der hier ausgespro-

chenen Empfehlungen ausfallen, braucht öffentliche 

Rückendeckung für private Kapitalexporte in die DDR — 
z.B. im Sinne einer analogen Anwendung der Hermes-

Bürgschaften — nur noch eine untergeordnete Rolle zu 

spielen. Viel wichtiger ist es, daß durch ein Abkommen 

zur Stützung der DDR-Währung den Bürgern der DDR 

ein Zugriff auf das westliche Güterangebot zu einem kal-

kulierbaren Kurs möglich gemacht wird. 

Unumgänglich wird es auch im eigenen Interesse der 

Bundesrepublik sein, die DDR bei dem Bemühen zu un-

terstützen, den Übergangsprozeß sozial erträglich zu ma-

chen. Dies gilt letztlich sowohl für die Aufgaben der zu 
schaffenden Arbeitslosenversicherung bzw. Umschu-

lungsfonds als auch für den direkten sozialen Ausgleich 

für Preiserhöhungen bei besonders benachteiligten Be-

völkerungsgruppen. Auch dies sollte vorrangig nicht auf 

dem Weg direkter Zahlung durch die Bundesregierung 

geschehen, sondern etwa auch dadurch, daß die Bundes-
regierung der Regierung der DDR beim Management 

ihrer internationalen Verpflichtungen unter die Arme 

greift. Eine langfristige Anleihe der DDR auf den interna-

tionalen Kapitalmärkten etwa, die von der Bundesrepublik 
verbürgt wird, könnte den öffentlichen Haushalten und 

der Devisenbilanz der DDR angesichts erheblicher inter-

nationaler Verpflichtungen in den nächsten Jahren zu-

sätzlich Spielraum verschaffen. 

Darüber hinaus sollte sich die Bundesrepublik im 

Rahmen von Gemeinschaftsprojekten mit der Regierung 

der DDR unmittelbar an der Schaffung der für einen so-

zial und ökologisch verträglichen Wachstumsprozeß not-
wendigen Infrastruktur beteiligen. Die Gewährleistung 

einer ökologisch verträglicheren Energieversorgung und 

Industrieproduktion, ein funktionsfähiges Gesundheits-
wesen sowie der Ausbau der Kommunikations- und Ver-

kehrsinfrastruktur sind besonders dringliche Projekte. 

Die Bundesregierung muß bei der Unterstützung des 

Aufbauprozesses der DDR-Wirtschaft trotz der massiven 

privaten Kapitalimporte, die nach Schaffung geeigneter 

Rahmenbedingungen einsetzen dürften, selbst bereit 

sein, eine Hilfe in Dimensionen anzubieten, die deutlich 

über das hinausgeht, was im Inland für einen ungebrem-

sten Strom an Übersiedlern auszugeben wäre. Die Kosten 

einer anhaltend starken Übersiedlung in Form von Pro-

duktionsverlusten in der DDR und die daraus folgenden 
zusätzlichen sozialen Spannungen in der DDR und in der 

Bundesrepublik sollten dabei berücksichtigt werden. Al-
lein für Arbeitslosenunterstützung sind bei einem Zustrom 

von „ nur" 500 000 Personen im Durchschnitt eines 

Jahres (dies impliziert mehr als 300 000 Erwerbsper-

sonen), selbst bei einem äußerst aufnahmefähigen Ar-

beitsmarkt in der Bundesrepublik mehr als fünf Mrd. DM 

aufzuwenden. 

Probleme einer raschen Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten oder einer Währungsunion 

Erhebliche Illusionen in Ost und West bestehen bezüg-

lich der ökonomischen Konsequenzen einer sehr raschen 

Vereinigung bzw. einer sofortigen Währungsunion. In der 

Bundesrepublik werden diese von der Vorstellung ge-

tragen, nicht mehr für erreichbar gehaltene politische 

Ziele plötzlich in greifbarer Nähe zu haben, und in der 

DDR scheinen viele in der Vereinigung der beiden deut-
schen Staaten das Wundermittel für die rasche Genesung 

der DDR-Wirtschaft zu sehen. Rasche Vereinigung, Wäh-
rungsunion oder Wirtschaftsgemeinschaft werden daher 

mit unterschiedlicher Akzentuierung von einigen Politi-
kern befürwortet, wobei die einzige Einschränkung zu 

sein scheint, daß man auf die Ängste der europäischen 

Nachbarn vor einer wirtschaftlichen Großmacht im 

Herzen Europas Rücksicht nehmen müsse. Eine gesamt-

wirtschaftliche Analyse zeigt aber, daß die Auffassung, die 

Wanderungen von Ost nach West würden durch die ra-

sche Vereinigung der beiden Staaten gebremst oder gar 

zum Stillstand gebracht werden, auf einer'Fehleinschät-
zung beruht. 

Die Grundprobleme der DDR-Wirtschaft sind ein über-

alterter Kapitalstock, sowohl in der Infrastruktur als auch 

im direkt produktiven Bereich, und das Fortbestehen von 

Industrien, die unter Weltmarktbedingungen keine Über-

lebenschance haben. Die Arbeitskräfte hingegen sind 

durchweg gut ausgebildet. Ihre geringe Produktivität re-
sultiert aus der Ausstattung mit rückständigen Produk-

tionsmitteln, mangelnder Koordination der individuellen 

Angebots- und Nachfragepläne sowie fehlenden Lei-

stungsanreizen in dem planwirtschaftlichen System, das 
in der zurückgestauten Inflation seinen Ausdruck findet. 

Produktivitätssteigerung, die der Kern jeder wirtschaftli-

chen Gesundung ist, erfordert also eine moderne Kapital-
ausstattung, die Schaffung von Leistungsanreizen und 
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die Umsetzung von unterbeschäftigten Arbeitnehmern in 

produktivere Tätigkeiten. 

Die Umwandlung des Wirtschaftssystems der DDR in 

eine wettbewerbsorientierte Marktwirtschaft schafft 

hierfür die Voraussetzungen. Erforderlich ist aber auch 

ein Kapitalimport erheblichen Ausmaßes, da die meisten 
modernen Investitionsgüter in der DDR selbst zunächst 

nicht produziert werden können. Kapital wird spontan in 

die DDR wandern, wenn es dort eine vergleichsweise 
hohe Rentabilität (Grenzproduktivität) erzielt. Das ist dann 

der Fall, wenn die zum Kapital komplementären Produk-
tionsmittel, vor allem Arbeit, in der DDR preiswert sind. 

Gegenwärtig ist das überwiegend der Fall. Arbeitskräfte 

verdienen weniger als halb so viel wie ihre Kollegen in der 

Bundesrepublik. 

Eine rasche Vereinigung der beiden deutschen Staaten 

könnte unter ungünstigen Bedingungen den Aufholprozeß 

ganz erheblich erschweren und ihn nur unter sehr hohen 

Anpassungskosten für die ostdeutsche, aber auch für die 

westdeutsche Wirtschaft überhaupt möglich machen. 

Würde etwa, wie es für einheitliche Wirtschaftsgebiete die 

Regel ist, das Lohnniveau im Gebiet der DDR innerhalb 

kurzer Zeit dem Lohnniveau in der Bundesrepublik an-
geglichen, wäre ein großer Teil der Industrie der DDR ge-

genüber den westdeutschen Firmen und der Weltwirt-

schaft nicht mehr wettbewerbsfähig. Es käme in großem 

Ausmaß zu Betriebsschließungen und zur Entlassung von 

Arbeitskräften. Die Kohle- und Stahlkrise im Ruhrgebiet, 
die Werftenkrise an Nord- und Ostsee oder die hohe 

strukturelle Arbeitslosigkeit in den sogenannten Zonen-

randgebieten sind Beispiele für Strukturprobleme, wie sie 

bei einer raschen Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten in wesentlich größerem Ausmaß und sehr viel ab-

rupter auftreten könnten. 

Käme es nicht zu einer Vereinheitlichung der Lohn-
niveaus, so könnte ein hoher Lebensstandard nur durch 

direkte Subventionen an die DDR-Bevölkerung über die 
öffentlichen Haushalte hergestellt werden. Das würde die 

jetzige DDR-Bevölkerung zu „Sozialhilfeempfängern" der 

Bundesrepublik machen und den Lebensstandard im We-

sten vermindern. Abgesehen von damit sicher verbun-
denen enormen sozialen Spannungen, würde eine solche 

Subventionierung DDR-Bürgern und Unternehmen ge-

rade den Anreiz dafür nehmen, den Produktivitätsrück-
stand auszugleichen. 

Eine solche Lösung ist folglich auszuschließen. Erheb-

liche Unterschiede im Lohnniveau müßten zunächst auf-

rechterhalten bleiben. Die „Gleichheit der Lebensbedin-

gungen" würde realistischerweise durch eine verstärkte 

Regionalförderung für das Gebiet der DDR angestrebt 

werden. Das aber bedeutet materiell nichts anderes als 

das, was derzeit auch bei Zweistaatlichkeit ansteht, denn 

das Ziel müßte das gleiche sein: Arbeitskräfte in ihrer 
Heimat zu halten und den Aufholprozeß durch private und 

öffentliche Kapitalimporte zu beschleunigen. 

Die rasche Einführung einer einheitlichen Währung 

(„Währungsunion") ist nicht problemlos, solange die Pro-

duktivitätsunterschiede zwischen den beiden deutschen 

Staaten sehr groß sind. Die Währungsunion müßte mit 

einem von vornherein problematischen Währungsschnitt 
in der DDR verbunden werden. In einer Währungsunion 

begäbe man sich zudem des Instruments der Wechsel-

kursänderung. Wenn es im Falle einer einheitlichen Wäh-

rung keinen Wechselkurs mehr gibt, dann gibt es zwar 

auch keine Zahlungsbilanzprobleme mehr, aber Produkti-

vitätsunterschiede können nur durch unterschiedliche 

Lohnniveaus kompensiert werden. Eine Region, die eine 

geringe Produktivität aufweist, kann sich nicht mehr 

durch Verbilligung der eigenen Währung wettbewerbs-

fähig machen, sondern sie kann sich dem Aussondern 

besonders unproduktiver Industrien nur durch Lohnsen-

kungen entziehen. Nur der Lohnmechanismus, nicht 

mehr jedoch der Wechselkursmechanismus stehen als 

Instrumente zur Verfügung, um internationale Produktivi-

tätsunterschiede zu kompensieren und Arbeitslosigkeit zu 

verhindern. 

Von den Befürwortern einer einheitlichen Währung wird 
eingewandt, daß nur so die Ost-West-Wanderung der Ar-

beitskräfte aufgehalten werden kann, weil eine von der 

Bundesbank gewährleistete Währungsstabilität Vertrauen 

in eine gesicherte wirtschaftliche Zukunft der DDR 

schaffe. Dennoch kann eine einheitliche Währung die Re-
aleinkommensdifferenzen nicht beseitigen, die letztlich 

Ursache der Wanderung sind. 

Insgesamt ergibt sich, daß eine rasche Vereinigung 

keinen wirtschaftlichen Vorteil bringt. Der reale Abstand 
der Wohlstandsniveaus ist nicht mit formalen Umdeu-

tungen oder Umbenennungen zu überwinden. Er kann 

nur real, d.h. durch größere Effizienz der DDR-Wirtschaft, 

abgebaut werden. Dazu bedarf es der richtigen Grundent-

scheidungen in der DDR. Dieser Prozeß muß aber auch 

— gerade wegen der möglichen politischen Instabilität, 

die ein Mißerfolg mit sich brächte, — vom Ausland und 

insbesondere der Bundesrepublik mit erheblichen Mitteln 

unterstützt werden. 
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Die Lage der DDR-Wirtschaft zur Jahreswende 1989/90 

Seit Herbst 1989 hat sich die politische Landschaft in 

der DDR abrupt und in atemberaubendem Tempo verän-

dert. Die alte Führungsmannschaft wurde entmachtet, die 

SED hat ihre führende Rolle verloren. Die Volkskammer 
setzt sich noch aus Mitgliedern der traditionellen Parteien 

und Gruppierungen zusammen, jedoch hat sich ein 

ganzes Spektrum neuer Parteien entwickelt. Die Wahlen 
am 18. März sollen die Grundlage für eine neue Regie-
rung bilden. 

Mißerfolg der Planwirtschaft 

Zu den Ursachen für den Zusammenbruch der alten 

politischen Strukturen in der DDR gehört auch der wirt-

schaftliche Mißerfolg'. Die Planwirtschaft der DDR ba-

sierte auf zentralen Entscheidungen über die Produktion 

und auf zentralen Zuteilungen der für die Produktion not-

wendigen Mittel. Die Betriebe erhielten ihre Plankennzif-
fern und in Abstimmung damit die Investitionsgüter, die 

Rohstoffe und Vorerzeugnisse. Der Staat bestimmte die 

Ziele, die Proportionen, die Löhne und die Preise und 

über das Außenhandelsmonopol den Außenhandel. Es 

fehlte Wettbewerb, es fehlten die Signale, die von einer 

freien Preisbildung ausgehen. Die auf Autarkie und Ver-

sorgungssicherheit bedachte staatliche Strukturpolitik 

führte zu vielen inzwischen veralteten, umweltbela-

stenden und ineffizienten Produktionsschwerpunkten; ein 
Strukturwandel und die breite Einführung moderner Tech-

nologien hat in viel zu geringem Maß stattgefunden. Das 

bürokratische System von Auflagen und Zuteilungen si-

cherte nicht das reibungslose Ineinandergreifen der 

vielen miteinander verbundenen Produktionsprozesse. 

Bei den Produzenten bestand die Tendenz, sich in dem 

vorgegebenen Rahmen auf eine verständliche, aber ge-

samtwirtschaftlich verhängnisvolle Weise zu arrangieren: 

Die Planerfüllung fiel am leichtesten mit dem gewohnten 
Produktionsprogramm, die Sicherstellung der notwen-

digen Ressourcen gelang am besten mit überhöhten Be-

darfsanmeldungen und umfangreicher Lagerhaltung. Mo-
tivation, Wirtschaftlichkeit, Nachfrageorientierung, Qua-

lität und Innovationen blieben in diesem System auf der 

Strecke. 

Als Bilanz der Planwirtschaft zeigt sich; 

— ein schlechter Zustand vieler Produktionsanlagen und 
insbesondere der Infrastruktur, 

— eine geringe durchschnittliche Leistung je Arbeits-
kraft, 

— eine gesunkene Wettbewerbsfähigkeit auf den Welt-
märkten. 

Ein wesentlicher Grund für die Ausreisewelle sind die 

materiellen Lebensbedingungen. Zwar war der Grundbe-
darf in der DDR immer leidlich gesichert; Sortimentsviel-

falt, Qualität und Neuerungen sind im DDR-Angebot je-

doch rar. Verglichen mit der Bundesrepublik Deutschland, 

deren Lohnniveau und dem reichhaltigen Angebot, ist der 

Unterschied gewaltig. 

Entwicklung 1989 

Die Ausreisewelle aus der DDR hat nach Öffnung der 

Grenzen ein erhebliches Ausmaß angenommen. Nach 

Berichten des Wirtschaftskomitees des Ministerrates (vor-

mals: Staatliche Plankommission) hat die DDR im zweiten 

Halbjahr 1989 rund 343 000 Einwohner verloren, das Ar-

beitskräftepotential ging um 220 000 Berufstätige oder 

3,1 vH zurück. 

Die Wirtschaft der DDR war schon vorher in Schwierig-

keiten. Der Jahresplan war nicht richtig „ bilanziert", Un-

gleichgewichte machten sich immer mehr bemerkbar. Die 

Ausreisewelle war schon gegen Jahresmitte in einigen 

Regionen und Wirtschaftsbereichen spürbar. Die Staat-
liche Zentralverwaltung für Statistik hat jetzt ihren Jahres-

bericht für 1989 vorgelegt. Danach ist die Entwicklung bis 

Oktober einigermaßen stabil gewesen, von November an 

ist die Lage sehr kritisch geworden. 

— Die Industrieproduktion (Betriebe im Bereich der Indu-

strieministerien) erreichte 1989 noch ein Plus von 

2,5 vH (Plan : 4,2 vH). Bis Oktober waren die Raten 

positiv, von November an sank die Produktion. Die 
Zahl der Beschäftigten in der Industrie war im No-

vember um 53 800 (-2 vH) und im Dezember um 

95 000 (-3 vH) geringer als in den Vergleichsmo-

naten 1988. 

— Vertragsrückstände haben im ganzen Jahr 1989 zuge-

nommen, auch bei den Staatsplanpositionen, die ei-

gentlich von den Betrieben mit Vorrang erfüllt werden 

sollen und für die auch eine besonders sorgfältige Ab-

stimmung zwischen Vor- und Endproduzenten vorge-

sehen ist. Nicht erfüllt waren am Jahresende 216 der 

383 Staatsplanpositionen. 

— Die Bauproduktion stagnierte 1989 (Plan: + 2,1 vH). 

Das Minus bei den Beschäftigten gegenüber dem Ver-

gleichsmonat des Vorjahres lag im November bei 
15 000 (— 3 vH), im Dezember bei 24 000 (— 4 vH). 

Es gab Planrückstände im Industriebau und im Woh-
nungsbau. 

— In der Landwirtschaft war das Aufkommen an tieri-

schen Erzeugnissen zufriedenstellend, weniger aber 

der Ertrag in der Pflanzenproduktion. Die Hektarer-
träge an Kartoffeln und Zuckerrüben lagen deutlich 

unter den Ergebnissen in den Vorjahren. Eklatante 
Engpässe gab es bei Obst und Gemüse sowie bei den 

' Vgl. DDR-Wirtschaft im Umbruch — Bestandsaufnahme und 
Reformansätze. Kurzexpertise im Auftrage des Bundesministers 
für Wirtschaft im Rahmen der Strukturberichterstattung. Berlin 
1990 (als Manuskript vervielfältigt). 
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nachgelagerten Produktionsstufen (Schlachtung, 

Kühlung, Lagerung, Verarbeitung). 

Im Verkehrs- und Kommunikationswesen war die Lage 

kompliziert. Bei der Eisenbahn ist die Leistung im Gü-

terverkehr entgegen der Planung zurückgegangen. 

Die neuen Reiseregelungen führten zu einem An-

sturm beim Personenverkehr. Die Zahl der nicht aus-

geführten Anträge auf Einrichtung eines Telefonan-

schlusses stieg auf 1,2 Millionen. 

Im Handel mit den sozialistischen Ländern hat der Ex-

port stagniert, der Import ist zurückgegangen, damit 

wurde ein Exportüberschuß realisiert. Der Handel mit 

dem nichtsozialistischen Wirtschaftgebiet wurde aus-

geweitet; gegenüber den westlichen Industrieländern 

ist ein Defizit von 1 Mrd. US-$ entstanden. 

Über Einkommen und Versorgung der Bevölkerung 

gibt es folgende Daten: Erhöhung der Nettogeldein-

nahmen 1989 um 3 vH; Erhöhung der Durchschnitts-

renten aufgrund der Rentenreform im Dezember 1989 

von 381 M auf 447 M. Zunahme des Einzelhandelsum-

satzes 1989 um 3,5 vH; erstmals wurde eine Rate für 

die Preissteigerungen — 1989 gegenüber 1988: 2 vH 

— genannt. Die Belieferung mit Nahrungsmitteln war 

nicht überall beständig, insbesondere nicht bei 

Fleisch, Wurst, Obst, Gemüse. Eine „ Flucht in die 

Sachwerte" wurde an den Umsätzen im November 

deutlich: Der Umsatz an Industriewaren insgesamt 

nahm im November um 12,8 vH zu (Dezember: 
—1 vH), darunter Rundfunk und Fernsehen + 63 vH, 

Haushaltsgeräte +41 vH. Im November wurden von 
Spareinlagen etwa 900 Mill. Mark abgehoben. Der Zu-

wachs der Spareinlagen für 1989 belief sich auf 

8,2 Mrd. Mark gegenüber 9,7 Mrd. Mark 1988. Im De-

zember wurden — als Reaktion auf das vergleichbare 

westliche Angebot — die Preise im Bereich Unterhal-

tungselektronik (z. B. Cassettenrekorder und Zubehör) 

gesenkt. 

— Die Zahl der Arbeitslosen wird mit 50 000, die der of-

fenen Stellen mit 250 000 beziffert. 

Perspektiven und Reformen 

Eine Prognose für 1990 steht gegenwärtig auf schwan-

kendem Boden. Die Kombinate haben Anfang Januar 

1990 in „ Planvorschlägen" ihre Einschätzung der Lage 

für das erste Quartal abgegeben. Erwartet wird ein Rück-

gang der Produktion von 5 vH, in erster Linie wegen der 

verminderten Zahl der Arbeitskräfte. Die Regierung 

schätzt auf dieser Basis einen Rückgang der gesamten 
Produktion von 4 bis 5 vH für das Jahr 1990. Bisher wird 

in den Betrieben der DDR weitergearbeitet, auch die Ver-

sorgung im Bereich des Grundbedarfs scheint einiger-

maßen gesichert zu sein, die Basis wird jedoch immer 
brüchiger. Überall ist Unsicherheit über die Zukunft 

spürbar. Ein demoralisierender Effekt entsteht täglich in 
den Betrieben, wenn sich die Lücken durch Abwande-

rungen zeigen. Jetzt kommt es wesentlich darauf an, 

diese Unsicherheit zu überwinden, die Ausreisewelle ein-

zudämmen und Impulse für die Wirtschaft zu geben. 

Die Reformdiskussion ist in der DDR sehr lebhaft, sie 
ist — verglichen mit den Anfängen im November 1989 — 

sehr progressiv geworden. Die Wissenschaft und die 

Mehrzahl der Parteien befinden sich auf einer marktwirt-

schaftlichen Linie. Auch die Regierung hat die Marktwirt-

schaft zu ihrem Ziel erklärt. Sie hat Sachverständige zur 

Wirtschaftsreform — aus Wissenschaft, Praxis und Politik 

— berufen, die zu elf Themenkreisen Reformvorschläge 

und praktische Schritte erarbeiten sollten. Richtschnur für 

die Arbeit war das Ziel einer sozial und ökologisch ver-

träglichen Marktwirtschaft. Allerdings besteht eine erheb-

liche Diskrepanz zwischen der Vision einer Marktwirt-

schaft und dem Weg dorthin. Das wird an den Ergeb-

nissen der elf Arbeitsgruppen deutlich, die in Kurzform 

veröffentlicht worden sind. Bei den Vorschlägen zu prakti-

schen Schritten dominiert die Vorsicht; die Instrumente 

der Planwirtschaft — Genehmigungsverfahren, Planung, 

Kennziffern, Normative, Dirigismus — werden noch für 

längere Zeit als notwendig angesehen. 

Bisher sind erst wenige konkrete Schritte auf dem Weg 

zur Wirtschaftsreform zurückgelegt worden: 

— Die Planung wurde auf wenige Orientierungskennzif-

fern reduziert, die Bilanzierung soll schrittweise durch 

Vertragsbeziehungen abgelöst werden. 

— Das Außenhandelsmonopol soll abgelöst werden, ein 
Joint Venture-Gesetz wurde verabschiedet. 

— Mit Grenzkontrollen sollen „Abkäufe" von subventio-
nierten Waren verhindert werden. Begonnen wurde 

mit dem Abbau der Subventionen bei Kinderbeklei-

dung und -schuhen, gleichzeitig wurde das Kinder-

geld erhöht (pro Monat bei Kindern bis zu 12 Jahren 

45 M, von 13 Jahren an 65 M). Damit wurden erst rund 

2 Mrd. M der insgesamt 44 Mrd. M Subventionen für 
Warenkäufe von „Objektförderung" (Verbilligung der 

Produkte) in „Subjektförderung" (direkte Transfers an 

den begünstigten Personenkreis) umgewandelt. 

— Zur Förderung der Privatinitiative im Unternehmens-

bereich sind „vorläufige Regelungen" herausgegeben 

worden. In Zukunft muß sich ein privater Betrieb nicht 

auf Güter und Dienstleistungen für die Bevölkerung 

beschränken. 

— Die Entflechtung der Kombinate soll den Unter-

nehmen selbst überlassen werden. 

Beschlossen ist ein zweistufiger Aufbau des Banken-

systems, mit einer unabhängigen Zentralbank und Ge-

schäftsbanken, die miteinander konkurrieren und ihre 

Geschäfte nach bankmäßigen Grundsätzen ab-

wickeln. 

Probleme des Übergangs: Preise und Kosten 

Zweifellos steht die DDR beim Übergang zur Markwirt-
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schaft vor einem ungeheuren Berg von Problemen. Das 

gesamte Wirtschaftsrecht muß neu gefaßt werden. Märkte 

und Wettbewerb müssen sich entwickeln. Praktisch alle 

Verhaltsweisen müssen sich ändern, wenn nicht mehr auf 

Anweisung „von oben", sondern aus eigenem Antrieb und 

auf eigene Verantwortung gehandelt werden soll. 

Zur Förderung der privaten Initiative reichen die „vor-

läufigen Regelungen" für Privatbetriebe nicht aus, auch 
wenn sie — wie vorgesehen — noch ergänzt werden, ins-

besondere durch eine Reform der Einkommensteuern. 

Eine wesentliche Unsicherheit besteht darin, wie sich 

solche neuen Betriebe im Rahmen noch nicht vorhan-

dener „ Märkte" für Vorleistungen, Produktionsmittel und 

Fertigerzeugnisse arrangieren sollen. Das gleiche gilt für 
alle anderen Betriebe. 

Kernstück der Wirtschaftsreform ist die Preisreform. 

Hier gibt es aber auch die größten Risiken. Gegenwärtig 

sind die Preise administrativ gesetzt. Im Bereich des pri-

vaten Verbrauchs sind die Erzeugnisse des Grundbedarfs 

subventioniert und billig, die Erzeugnisse des gehobenen 

Bedarfs mit Abgaben belegt und teuer. Der erste Schritt 

für eine Preisreform kann die Herstellung kostengerechter 

Preise sein. Vorschläge in der DDR sehen vor, daß die Ab-
schaffung der Subventionierung nicht ohne Einkommens-

ausgleich vorgenommen werden. Das ist auch von der 
Größenordnung her zwingend. Die Subventionen für 

Warenkäufe belaufen sich auf rund 44 Mrd. M, der Einzel-
handelsumsatz beträgt 127 Mrd. M (1988). Ohne Einkom-

mensausgleich ist die aus dem Subventionsabbau resul-

tierende Preiserhöhung für die Mehrheit der Bevölkerung 

nicht zu verkraften. Bisher wurde aber mehr gerechnet als 

entschieden, obwohl eine rasche Entscheidung auch das 

Problem des viel kritisierten „Abkaufs" subventionierter 

Produkte von Nicht-DDR-Bürgern entschärfen würde. Für 

einige Subventionen — Wohnungswesen, Verkehr — ist 

die Umstellung umstritten, sie wird vermutlich zunächst 

zurückgestellt. Fraglich ist, ob die Belastung der „höher-
wertigen" Produkte mit Abgaben aufzuheben ist. Der Ver-

lust an Staatseinnahmen wäre empfindlich. Auf alle Fälle 

muß die indirekte Besteuerung neu durchdacht werden. 

Die Abschaffung der Subventionen und die Umstellung 
der indirekten Steuern sind aber nur die ersten Schritte zu 
einer Preisreform. Eine Marktwirtschaft setzt freie Preis-

bildung voraus. Der Preisniveaueffekt einer solchen 

Preisfreigabe ist quantitativ nicht abzuschätzen. 

Im Bereich der Produktion ist die Preisstruktur eben-

falls willkürlich. Die Preisrelationen zwischen Rohstoffen, 

Zulieferungen und Fertigprodukten stimmen nicht mit 
dem Verhältnis von Angebot und Nachfrage überein. 

Viele Produkte sind subventioniert, andere sind mit hohen 

Abgaben belastet. Auch hier sind die Reaktionen auf eine 

Preisfreigabe nicht zu prognostizieren. Die Angst vor 
einer völlig unkontrollierbaren Preisentwicklung ist in der 

DDR groß. Deshalb soll die Preishoheit des Staates für 

bestimmte Produkte aufrechterhalten werden. Vorge-

sehen ist auch, die bisherigen Preise als Höchstpreise zu 

deklarieren. Dies ist jedoch nicht der Weg einer marktwirt-

schaftlichen Reform. Der Preis in seiner Lenkungsfunk-

tion kann damit nicht wirksam werden, eine Verzerrung 

der Preisstruktur bleibt erhalten. Der marktwirtschaftliche 

Weg kann nur sein, den möglichen Preisanstieg über 

Konkurrenz zu begrenzen, d.h. zu Beginn des Übergangs 

über eine Konkurrenz der Außenmärkte. 

Bei den Überlegungen zur Leistungsfähigkeit der DDR-

Wirtschaft spielt gegenwärtig die „ Devisenrentabilität" 

eine große Rolle. Danach mußte die DDR 1989 zum Erlös 

einer D-Mark im Außenhandel rund 4,40 M an inländi-

schen Kosten aufwenden (1980 waren es erst 2,40 M), die 
Streuung um diesen Durchschnitt ist beträchtlich. Die Ko-

sten und die Kostenstruktur sind jedoch — genau wie die 

Preise'— durch willkürliche Eingriffe des Staates verzerrt, 

z.B. aufgrund hoher Abgaben an den Staatshaushalt. Die 

Verschlechterung der „ Devisenrentabilität" ist zum Teil 
auf die Preise für Mineralöl und Mineralölprodukte zu-

rückzuführen. Sie sind in der DDR — also auf der Kosten-

seite — wegen der Durchschnittspreisbildung im Handel 
mit der Sowjetunion sehr hoch. Im Westhandel sind die 

Erlöse bei Mineralölprodukten wegen der fallenden Welt-

marktpreise gesunken. Die Erholung der Preise hat in 
den letzten Monaten schon zu einer Verbesserung der 

Kennziffer „ Devisenrentabilität" geführt (auf 4,00 M). Bei 

der gegebenen Preis-und Kostenverzerrung ist die „ Devi-

senrentabilität" mithin nicht sehr aussagefähig; welche 
Relation sich unter Marktbedingungen einstellen würde, 

ist schwer abzuschätzen. 

Im Vergleich mit der Bundesrepublik Deutschland wird 

in der Regel davon ausgegangen, daß die Leistung je Be-

schäftigten in der DDR nur etwa halb so groß ist. Dies ist 
das Ergebnis einer empirischen Modellrechnung des DIW 

im Bericht zur Lage der Nation 1987. Einzuräumen ist al-
lerdings, daß es im Vergleich mit der Bundesrepublik viele 

Produkte im Sortiment der DDR nicht gibt. Der nur halb 
so großen Leistung je Beschäftigten in der DDR entspricht 

auf der Kostenseite auch eine geringere Lohnhöhe. Der 

durchschnittliche Bruttolohn in der DDR betrug 1988 rund 

1 100 Mark, in der Bundesrepublik waren es rund 
3 300 DM (netto: DDR 925 M, BRD 2 200 DM). Der Ab-

stand in den Bruttolöhnen ist also noch höher als der Pro-

duktivitätsabstand. 

Sicher ist, daß die Angleichung der Lebensverhältnisse 

der Bundesrepublik und der DDR notwendig und unaus-
weichlich ist. Sie kann sich auf verschiedene Weise voll-
ziehen; 

— durch Konföderation oder Vereinigung, 

— durch einen Aufholprozeß im Rahmen einer eigen-

ständigen Entwicklung der DDR. 

Über diese Möglichkeiten bestehen Illusionen: Die 

DDR hofft, daß eine Konföderation oder Vereinigung sie 

zum großen Teil von den Mühen der Anpassung befreit, 
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die Bundesrepublik hofft, daß die DDR den Aufholprozeß 
zum großen Teil allein bewältigt. Jedoch wird die Konföde-

ration oder Vereinigung die DDR-Bevölkerung nicht vor 

mühsamen Anpassungsprozessen bewahren, und ein ei-

genständiger Aufholprozeß der DDR kann nur mit großer. 

Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland gelingen. 

Beide Wege verlangen Opfer hier und dort, sie sind er-

folgreich nur bei Lastenteilung. 

Dort wie hier sind also konkrete Beschlüsse notwendig. 

In der DDR über den Fortgang der Wirtschaftsreform, in 

der Bundesrepublik über eine flankierende Unterstüt-

zung. Die Bereiche für eine Unterstützung aus dem Bun-
deshaushalt sind schon lange abgesteckt. Die bisherigen 

Ansätze — Erhöhung der Postpauschale, Bereitstellung 
von ERP-Krediten — sind angesichts der Probleme der 

DDR völlig unzureichend. 
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